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Prüfung von Richtlinien zum Schutz vor
Passivrauchen (Po. 02.3379)

Suchtmittel

Im Rahmen der Beratungen des Tabaksteuergesetzes  überwies der Nationalrat ein
Postulat seiner WAK, das den Bundesrat ersucht, die Möglichkeit zu prüfen,
verbindliche Richtlinien zum Schutz vor dem Passivrauchen zu erlassen, beispielsweise
durch Einschränkungen des Rauchens im öffentlichen Raum oder durch die Einführung
und Ausdehnung rauchfreier Zonen. Die grosse Kammer nahm zudem ein Postulat
Berberat (sp, NE) (Po. 02.2347)  an, das verlangt, dass in der laufenden Revision der
Tabakverordnung verboten wird, einzelne Zigaretten oder Packungen von weniger als 20
Stück Zigaretten an Jugendliche abzugeben. Berberat begründete seinen Vorstoss
damit, dass die Möglichkeit, sich gewissermassen probehalber eine geringe Mengen
Zigaretten zu beschaffen, den Einstieg in den Konsum fördere. 1

POSTULAT
DATUM: 04.10.2002
MARIANNE BENTELI

In mehreren weiteren Kantonen sind Volksinitiativen, parlamentarische Vorstösse usw.
zum Thema Passivrauchschutz hängig. Um dem kantonalen Wildwuchs Einhalt zu
gebieten, befasst sich eine Subkommission des Nationalrates seit 2005 mit der
Umsetzung einer parlamentarischen Initiative Gutzwiller (fdp, ZH), die eine
gesamtschweizerische Regelung über das Arbeitsgesetzt anstrebt. Sukkurs erhielten
diese Arbeiten durch einen Bericht des Bundesrates in Umsetzung eines 2002
überwiesenen Postulats der WAK des Nationalrates, das die Regierung ersucht hatte,
verbindliche Richtlinien zum Schutz der Bevölkerung vor dem Passivrauchen zu
erlassen. In seinem Bericht kam der Bundesrat zum Schluss, dass vieles dafür spricht,
das Rauchen vom Arbeitsplatz und aus öffentlich zugänglichen Räumen zu verbannen;
durch ein Rauchverbot an bestimmten Orten würden weder die persönliche noch die
Wirtschaftsfreiheit in massgeblicher Art und Weise tangiert. Anlass zum Handeln sah
der Bundesrat allerdings nicht, sondern wollte vorerst die konkreten Vorschläge des
Parlaments abwarten. Im September schickte die zuständige Kommission einen
Revisionsentwurf in die Vernehmlassung, der im Arbeitsgesetz die generelle
Rauchfreiheit jedes Arbeitsplatzes stipuliert. 2

BERICHT
DATUM: 09.09.2006
MARIANNE BENTELI

Kantonale Rauchverbote vor der
bundesrechtlichen Lösung

Suchtmittel

Für die Raucherinnen und Raucher wird die Luft in der Schweiz immer dünner.
Verschiedene Kantone (BE, BL, JU, SG) nahmen parlamentarische Vorstösse an, die ein
generelles Rauchverbot in öffentlich zugänglichen geschlossenen Räumen
(vorderhand noch mit Ausnahme von Restaurants und Bars) verlangen. Der Kanton
Tessin ging noch einen Schritt weiter. Auf Antrag der Regierung nahm der Grosse Rat
eine Gesetzesänderung an, welche das Rauchen in allen Gastrobetrieben untersagt, also
in Restaurants, Bars, Cafés, Nachtlokalen und Diskotheken, nicht aber in sämtlichen
Hotelzimmern; die Lega dei Ticinesi kündigte umgehend das Referendum an. Ende Juni
gaben die öffentlichen Transportunternehmen bekannt, dass mit dem Fahrplanwechsel
am 11. Dezember alle Raucherabteile in den Zügen der SBB, der BLS und der RhB
aufgehoben werden; das Rauchverbot gilt auch für Schalterhallen, nicht ausreichend
durchlüftete Perrons und für geschlossene Räume auf Schiffen. Ersten Berichten
zufolge wurde das Rauchverbot positiv oder zumindest gelassen aufgenommen. 3

KANTONALE POLITIK
DATUM: 22.02.2005
MARIANNE BENTELI

Den Raucherinnen und Raucher in der Schweiz weht zusehends ein rauerer Wind
entgegen. Im März stimmten die Stimmberechtigten des Kantons Tessin mit einer
Mehrheit von fast 80% einer Änderung des Gastgewerbegesetzes zu, die ein generelles
Rauchverbot in öffentlich zugänglichen geschlossenen Räumen verfügt, also auch in
allen Gastrobetrieben, es sei denn, diese verfügten über ein abgeschlossenes und
belüftetes so genanntes Fumoir; die Lega hatte gegen die Gesetzesänderung das
Referendum ergriffen. Im November befürwortete auch eine Mehrheit der
Stimmberechtigten des Kantons Solothurn in einer Variantenabstimmung (Rauchverbot

KANTONALE POLITIK
DATUM: 27.11.2006
MARIANNE BENTELI
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in Räumen, die der Kantonsverwaltung unterstellt sind, vs. generelles Rauchverbot in
allen öffentlich zugänglichen Räumen, also auch in der Gastronomie) mit einer Mehrheit
von rund 60% die schärfere Variante, wobei auch hier abgetrennte Räume für Raucher
weiterhin zugelassen werden. 4

Nach den Kantonen Tessin und Solothurn machten nun auch Graubünden und
Appenzell-Ausserrhoden Ernst im Kampf gegen den blauen Dunst. In Graubünden
hatte der Grosse Rat im April einstimmig einen Gesetzesentwurf genehmigt, wonach in
Schularealen, Schulsportanlagen, Freizeitzentren und Betreuungsstätten für Kinder und
Jugendliche ein generelles Rauchverbot eingeführt wird; Restaurants sind ebenfalls
grundsätzlich rauchfrei, dürfen aber in separaten Räumen „Fumoirs“ einrichten. Gegen
das Gesetz war das Referendum eingereicht worden. Mit einer satten
Zweidrittelmehrheit hiessen es die Bündner Stimmbürgerinnen und Stimmbürger aber
gut. In Appenzell- Ausserrhoden fiel der Entscheid weniger deutlich aus. Nur rund 54%
der Stimmberechtigten votierten für ein Rauchverbot in allen öffentlich zugänglichen
Räumen. Gleich wie im Kanton Solothurn im Vorjahr, setzte sich auch hier die schärfere
Variante durch, wenn auch nur ganz knapp: demnach gilt in allen Gaststätten generell
ein Rauchverbot, wobei auch hier in abgetrennten Räumen „Fumoirs“ gestattet sind.
Das neue Gesundheitsgesetz verbietet Werbung für Alkohol und Tabak auf öffentlichem
Grund; an Jugendliche unter 16 Jahren dürfen zudem keine Raucherwaren mehr
verkauft werden. 5

KANTONALE POLITIK
DATUM: 26.11.2007
MARIANNE BENTELI

Ungeachtet der Diskussion um ein nationales Rauchverbot, schritt der Prozess in den
Kantonen weiter voran. Nach den Kantonen Tessin, Solothurn, Graubünden und
Appenzell-Ausserrhoden verbot Genf als fünfter und erster Kanton in der Romandie das
Rauchen in öffentlichen Räumen. Fast 80% der Stimmenden hiessen die Volksinitiative
„Passivrauchen und Gesundheit“ gut. Das Rauchverbot im Kanton Genf geht weiter als
in den anderen Kantonen, da es auch abgetrennte Raucherräume untersagt. In
Restaurants, Bars, Diskotheken und der Verwaltung darf künftig nicht mehr geraucht
werden. Eine Konzession musste den Rauchern auf Weisung des Bundesgerichts
gemacht werden und betrifft die Pflegeanstalten und Gefängnisse, wo das Rauchen in
gewissen Räumen zugelassen wird. 6

KANTONALE POLITIK
DATUM: 26.02.2008
LINDA ROHRER

Ein sehr knappes Ergebnis erzielte der Kanton Basel-Stadt, wo die Befürworter eines
weitgehenden Rauchverbotes mit nur 2874 Stimmen Vorsprung siegten. Erlaubt sind
hier nur unbediente Fumoirs. Etwas eindeutiger war das Ergebnis im Kanton Zürich, wo
56,6% der Stimmenden die Volksinitiative „Schutz vor Passivrauchen“ guthiessen. Hier
sind abgetrennte Raucherräume ebenfalls erlaubt. Ein Gegenvorschlag des Kantonsrats,
der Restaurants mit höchstens 35 Plätzen vom Verbot ausnehmen wollte, lehnte die
Zürcher Stimmbevölkerung ab. Eine Niederlage mussten die Befürworter des
Nichtraucherschutzes im Kanton Nidwalden hinnehmen. Hier sagte die
Stimmbevölkerung zwar Ja zu einem Rauchverbot in öffentlichen Räumen, Gaststätten
sind aber davon ausgenommen. Sie müssen lediglich deklarieren, ob Rauchen erlaubt
ist oder nicht. 7

KANTONALE POLITIK
DATUM: 30.09.2008
LINDA ROHRER

In einer dritten Abstimmungswelle im Jahr 2008 nahmen auch die Kantone Waadt,
Freiburg und Wallis ein Rauchverbot an. Im Kanton Wallis gilt ab 2009 in allen
geschlossenen öffentlichen oder öffentlich zugänglichen Räumen ein Rauchverbot. Das
Rauchverbot wurde im kantonalen Gesundheitsgesetz klar mit 75,7% verankert.
Unbediente Raucherräume in Restaurants sind jedoch erlaubt. In den Kantonen
Freiburg und Waadt setzte sich mit 63% resp. 69% Zustimmung ebenfalls der
Gegenvorschlag der Behörden durch, der den Gastgewerbebetrieben unbediente
Fumoirs erlaubt. 8

KANTONALE POLITIK
DATUM: 01.12.2008
LINDA ROHRER
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Bundesgesetz zum Schutz vor Passivrauchen
(BRG 04.476)

Suchtmittel

Auf Bundesebene will das Parlament allenfalls das Heft selber in die Hand nehmen, falls
der Bundesrat nicht von sich aus aktiv wird. Im April gab die SGK-NR einer
parlamentarischen Initiative Gutzwiller (fdp, ZH) Folge, die Massnahmen zum Schutz
der Bevölkerung und der Wirtschaft vor dem Passivrauchen verlangt, insbesondere in
Bildungs- und Gesundheitseinrichtungen, in der öffentlichen Verwaltung, an den
Arbeitsplätzen und in Räumen und Verkehrsmitteln, die für den freien Zugang
beziehungsweise für die Nutzung durch die Allgemeinheit bestimmt sind. Wie es das
neue Parlamentsgesetz verlangt, erklärte sich die Schwesterkommission des
Ständerates vor der vertieften Behandlung eines Entwurfs mit dem Vorhaben
grundsätzlich einverstanden. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.08.2005
MARIANNE BENTELI

2004 hatte Nationalrat und Präventivmediziner Gutzwiller (fdp, ZH) eine
parlamentarische Initiative eingereicht mit der Forderung einer bundesweit
einheitlichen Regelung eines Rauchverbots in geschlossenen Räumen, die der
Öffentlichkeit zugänglich sind. Nach zweijähriger Vorbereitung schlug die SGK-N nun
ein spezielles Bundesgesetz zum Schutz vor Passivrauchen vor, welches auch die
Zustimmung des Bundesrates fand. Die Kommissionssprecherin unterstrich den
Paradigmenwechsel der Vorlage: Statt der Freiheit des Rauchens werde die Freiheit des
Nichtrauchens ins Zentrum gerückt. Die Regelung sei verhältnismässig und aus
gesundheits- und präventionspolitischen Gründen erforderlich. Das Eintreten auf die
Vorlage wurde von einer Kommissionsminderheit, vertreten durch Bortoluzzi (svp, ZH),
bekämpft. Wenn ein zugelassenes Produkt wie der Tabak für Dritte derart gefährlich sei,
müsste es eigentlich ganz verboten werden, meinte er. Weiter sei die Vorlage
eigentums- und KMU-feindlich. Die Minderheit wurde unterstützt von der SVP-Fraktion
und einer Mehrheit der FDP-Fraktion. So wehrte sich Huber (fdp, UR) gegen staatliche
Bevormundung und betonte das liberale Prinzip von Freiwilligkeit und
Selbstverantwortung auch in dieser Frage. Für die SP lobte Schenker (BS) hingegen den
Kommissionsvorschlag als wichtigen Schritt zum Schutz vor dem Passivrauchen,
insbesondere auch für das Servicepersonal, das vielfach unfreiwillig dem Tabakrauch in
Restaurants ausgesetzt sei. Mit 111 zu 64 Stimmen beschloss der Rat Eintreten auf die
Gesetzesvorlage. 

In der Detailberatung drehte sich die Diskussion vor allem um die Ausnahmeregelungen
im Bereich der Gastrobetriebe. Hier setzte sich die Kommissionsminderheit mit 95 zu
77 Stimmen durch. Demnach ist das Rauchen in abgetrennten, speziell
gekennzeichneten Räumen mit ausreichender Belüftung generell erlaubt, auch wenn
dort Angestellte arbeiten. Die Kommission hatte lediglich unbediente „Fumoirs“
zulassen wollen. Weiter können Gastrobetriebe und Nachtlokale auf Bewilligung hin als
gekennzeichnete Raucherbetriebe geführt werden. Die Bewilligung wird erteilt, wenn
„eine Trennung von Raucher- und Nichtraucherräumen nicht möglich oder unzumutbar
ist“. Damit, so Minderheitssprecher Borer (svp, SO), bleibe man eine tolerante
Gesellschaft, in der die eine Seite auf die andere Rücksicht nimmt und die
gegenseitigen Bedürfnisse akzeptiert werden. Die Fraktionen von SP und Grünen
warnten vergeblich, dass mit diesen Ausnahmen das Gesetz und der
Arbeitnehmerschutz unterlaufen werden. Unterstützt wurden die Anträge der
Minderheit von den Fraktionen der SVP, der FDP und der CVP. Betreffend
Arbeitnehmerschutz vertrat Engelberger (fdp, NW) die Meinung, dass niemand in einem
Raucherbetrieb arbeiten müsse, wenn er nicht wolle. Ausnahmen für
Einzelarbeitsplätze sowie wohnungsähnliche Einrichtungen (z.B. geschlossene
Abteilungen psychiatrischer Kliniken, Strafvollzugsanstalten etc.) waren schon im
Kommissionsentwurf vorgesehen und wurden nicht bestritten. In der
Gesamtabstimmung wurde die Vorlage mit 109 zu 52 Stimmen angenommen. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.10.2007
MARIANNE BENTELI
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Im Ständerat war das Eintreten auf das im Vorjahr vom Nationalrat beschlossene
Bundesgesetz zum Schutz vor Passivrauchen unbestritten. Die Kommission verhehlte
aber nicht, dass sich die Begeisterung für das neue Gesetz in Grenzen hielt. Dem
Wunsch der Bevölkerungsmehrheit nach einem rigorosen Nichtraucherschutz würde
gemäss der Kommission des Ständerates erst mit einer Verschärfung des Vorschlages
des Nationalrates im Bereich der bedienten Fumoirs, der eingeschränkten Zulassung
von Raucherbetrieben und der Ermöglichung von strengeren kantonalen Vorschriften
Rechnung getragen. Bei der Frage der Fumoirs standen sich drei Vorschläge gegenüber.
Eine Kommissionsminderheit Gutzwiller (fdp, ZH) wollte dem Bundesrat folgen und nur
unbediente Raucherräume zulassen. Eine weitere Kommissionsminderheit David (cvp,
SG) schlug vor, bediente Raucherräume ausnahmsweise zu ermöglichen, wenn die dort
Beschäftigten dem ausdrücklich zustimmen. Die Kommissionsmehrheit hingegen
verlangte ebenfalls das Einverständnis der Angestellten, wollte diese Raucherräume
aber in allen Wirtschaftsbereichen ermöglichen und nicht nur in Restaurant- und
Hotelbetrieben. Mit 22 zu 18 Stimmen obsiegte der Vorschlag David. Bei der Frage der
Zulassung von Raucherbetrieben hatte der Nationalrat im Gastgewerbe solche Betriebe
ausnahmsweise ermöglichen wollen, wenn eine Unterteilung der Räume für Raucher
und Nichtraucher "nicht möglich oder unzumutbar" sei. Die Kommissionsmehrheit des
Ständerates schlug vor, den Begriff "unzumutbar" zu streichen und eine
Kommissionsminderheit Forster-Vannini (fdp, SG) wollte generell keine
Raucherbetriebe zulassen und bekam mit 23 zu 16 Stimmen Zustimmung aus dem
Ständerat. Dieser folgte zudem seiner Kommission, indem er im Gesetz explizit
erwähnen wollte, dass die Kantone strengere Vorschriften beschliessen können. In der
Gesamtabstimmung nahm die kleine Kammer die Vorlage mit 25 zu 9 Stimmen an.

In der Differenzbereinigung hielt der Nationalrat in der Frage der Raucherbetriebe an
seiner früheren Fassung fest, wonach diese bewilligt werden, wenn eine Trennung in
Raucher- und Nichtraucherräume nicht möglich oder zumutbar ist. Weiter hielt der
Nationalrat an abgetrennten Raucherräumen für alle Wirtschaftsbereiche fest, kam
aber dem Ständerat insofern entgegen, als dass das Personal in diesen Fumoirs nur
dann zur Arbeit herangezogen werden kann, wenn die Beschäftigten via Arbeitsvertrag
ihr Einverständnis dazu gegeben haben. Eine rot-grüne Minderheit wehrte sich zwar
gegen die Anträge der Kommission, konnte sich jedoch auch nach einer längeren,
emotional geführten Debatte nicht durchsetzen. Den vom Ständerat hinzugefügten
Artikel, wonach die Kantone beim Nichtraucherschutz strengere Vorschriften erlassen
können, akzeptierte der Nationalrat mit 100 zu 82 Stimmen. Ferner stimmte er einer
zweijährigen Übergangsfrist für die Umsetzung des Rauchverbotes zu. Der Ständerat
hielt daran fest, dass bediente Fumoirs nur im Bereich der Restaurants und Hotels
zulässig sind. Er beharrte auch auf dem Verbot von reinen Raucherbetrieben. Die
Übergangsfrist wollte der Ständerat nicht festlegen und es dem Bundesrat überlassen,
das Inkrafttreten zu bestimmen. Der Nationalrat folgte bei der Frage der bedienten
Fumoirs dem Ständerat. In Sachen reine Raucherbetriebe entschied sich der
Nationalrat sehr knapp, mit 89 zu 88 Stimmen, für die Zulassung dieser Betriebe. Bei
der Frage der Übergangsfrist schwenkte der Nationalrat auf die Position des
Ständerates ein. In der letzten Runde der Differenzbereinigung beschloss der Ständerat
mit dem Stichentscheid des Präsidenten, einen Kompromiss in Bezug auf die Frage der
Raucherlokale und schlug vor, diese bis zu einer Gesamtfläche von 80 Quadratmetern
zu erlauben.

Die daraufhin notwendig gewordene Einigungskonferenz beantragte mit 17 zu 9
Stimmen den Vorschlag des Ständerates zu übernehmen, was von beiden Kammern
gutgeheissen wurde. In der Schlussabstimmung nahm der Nationalrat das Gesetz mit
105 zu 61 Stimmen an und der Ständerat mit 31 zu 9 Stimmen. Die Opposition kam von
linker Seite, der das Gesetz zu wenig weit ging. 11

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.10.2008
LINDA ROHRER

Anfang Mai 2010 wird das 2008 vom Parlament gutgeheissene neue Bundesgesetz zum
Schutz vor Passivrauchen in Kraft treten. Der Bundesrat erliess im Berichtsjahr eine
Ausführungsverordnung. Das neue Regelwerk gibt beim Nichtraucherschutz einen
nationalen, einheitlichen Mindeststandard vor. Die Kantone sind jedoch ermächtigt,
darüber hinauszugehen und strengere Vorschriften zum Schutz der Gesundheit zu
erlassen. In Basel-Land akzeptierten die Bürgerinnen und Bürger mit einer Mehrheit
von 65% eine Volksinitiative für ein Rauchverbot in Restaurants und anderen
öffentlichen Räumen. In den Kantonen St. Gallen und Uri lehnten die
Stimmberechtigten Lockerungen der bestehenden Rauchverbote in Restaurants ab. Im
Kanton Genf nahmen sie die Ausführungsgesetzgebung zu der im Vorjahr
angenommenen Volksinitiative zum Schutz vor dem Passivrauchen an. 12

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.09.2009
LINDA ROHRER
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Am 1. Mai trat das Bundesgesetz über den Schutz vor dem Passivrauchen, welches
2008 vom Parlament gutgeheissen worden war, in Kraft. Die Kantone durften strengere
Gesetze erlassen und hatten davon häufig Gebrauch gemacht. Bei der Ausgestaltung
und der Durchsetzung dieser Rauchverbote zeigten sich daher grosse regionale
Unterschiede. Die Romandie handhabte den Nichtraucherschutz generell am
restriktivsten. Durch das neue Gesetz kam es in der Hälfte aller Kantone zu
Umstellungen, wobei 10 Kantone die Minimalvariante des Bundes übernahmen. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.05.2010
LUZIUS MEYER

Volksinitiative für einen verschärften Schutz
vor Passivrauchen (11.025)

Suchtmittel

Die Lungenliga wollte möglichen Auflockerungstendenzen beim Rauchverbot
Gegensteuer geben und reichte eine Volksinitiative für einen verschärften Schutz vor
Passivrauchen ein. Die Initiative wollte auch mit dem föderalistischen „Flickenteppich“
in Sachen Nichtraucherschutz aufräumen und schweizweit eine einheitliche und
strenge Regelung festschreiben. Zum Zeitpunkt der Einreichung der Initiative waren
mehrere Bestrebungen im Gang, härtere kantonale Gesetze wieder rückgängig zu
machen. So beschloss beispielsweise der Basler Wirteverband die Lancierung einer
kantonalen Volksinitiative, mit welcher er die Einführung der milderen Bundeslösung
verlangte. Das gleiche Vorgehen wählte auch der Wirteverband des Kantons Appenzell-
Ausserrhoden. 14

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 18.05.2010
LUZIUS MEYER

Le Conseil fédéral a présenté son message relatif à l’initiative populaire « Protection
contre le tabagisme passif » visant l’interdiction de fumer dans les espaces fermés qui
servent de lieu de travail ou qui sont accessibles au public en recommandant de la
rejeter sans lui opposer de contre-projet. Il estime que la législation est suffisante pour
assurer la protection des travailleurs et de la population, notamment à travers la mise
en œuvre au printemps de l’année précédente de la nouvelle loi fédérale sur la
protection contre le tabagisme passif, et souhaite pouvoir en tirer les conséquences
avant d’envisager de nouvelles modifications. Les initiants souhaitent harmoniser la
pratique dans toute la Suisse à l’image de celle mise en œuvre en Suisse romande et
dans quelques cantons alémaniques estimant que 60% de la population est
insuffisamment protégée contre le tabagisme passif. Au vu des études scientifiques
démontrant les conséquences néfastes du tabagisme passif sur les coûts assumés par
les collectivités et les effets positifs de la pratique existante dans certains cantons
suisses, ils considèrent qu’il est de la responsabilité de la Confédération d’agir plus
strictement dans ce domaine. Au Conseil national, une proposition de minorité
Schenker (ps, BS) recommandant d’accepter l’initiative a été rejetée par 118 voix contre
55. Seules la grande majorité de la gauche et une partie du groupe PDC ont appuyé la
minorité mettant en avant la santé publique et denonçant des pratiques cantonales
parfois absurdes et les lacunes de la loi fédérale qui autorisent la fumée dans les petits
établissements publics et le travail dans les fumoirs. 15

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 22.12.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Am 23. September kam die 2010 eingereichte Volksinitiative „Schutz vor
Passivrauchen“ zur Abstimmung. Die von der Lungenliga lancierte Initiative sah zum
einen vor, den Schutz vor dem Passivrauchen in der Bundesverfassung zu verankern.
Zum anderen sollte das Rauchen in Innenräumen, die als Arbeitsplatz dienen, sowie in
allen anderen Innenräumen, welche öffentlich zugänglich sind, verboten werden. Das
Begehren würde auch zu einer Vereinheitlichung der unterschiedlichen kantonalen
Praxis führen. In der bereits im Vorjahr lancierten Ratsdebatte stimmte der Nationalrat
der bundesrätlichen Empfehlung auf Ablehnung der Initiative zu. Im Ständerat wurde im
Frühjahr 2012 ein Rückweisungsantrag Stöckli (sp, BE) mit 26 zu 15 Stimmen abgelehnt
und die Empfehlung des Bundesrates wurde damit auch von der kleinen Kammer
gestützt. Auch in den Schlussabstimmungen blieb der Bundesbeschluss ziemlich
unbestritten und wurde mit 138 zu 52, respektive mit 28 zu 7 Stimmen angenommen.

Im Vorfeld der Abstimmung gab es in der Presse eine umfangreiche Auslegeordnung der
Argumente und Befürwortern und Gegnern wurde viel Platz eingeräumt. Ende August
sorgten Abstimmungsinserate des Nein-Komitees für einigen Unmut, da diese
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Unwahrheiten vermittelten. Es wurde angegeben, das mit einer Annahme der Initiative
alle Fumoirs verboten würden, wobei der letzte Rückzugsort der Raucher im
öffentlichen Raum bedroht werden würde. Dass dies so nicht stimme liess die
Lungenliga postwendend verlauten. Es handle sich um eine Fehlinterpretation des
Initiativtextes. Diese Unklarheit steht stellvertretend für eine Reihe von offenen Fragen,
die bis kurz vor der Abstimmung nicht gänzlich ausgeräumt werden konnten. Dazu
gehörte auch das Rauchen in Einzelbüros, welches je nach Argumentation verboten
werden würde oder eben nicht. Gegen den Abstimmungstermin hin sah sich die
Lungenliga selbst mit Vorwürfen konfrontiert, sie würde Steuergelder in ihren
Abstimmungskampf einfliessen lassen. Von Seiten des Wirteverbandes Gastrosuisse
wurde damit drei Wochen vor dem Urnengang der Abstimmungskampf nochmals
angeheizt.Die Initiative wurde von 66% der Stimmenden abgelehnt. Ausser Genf waren
sämtliche Stände gegen die Annahme der Initiative. Eine Ablehnung hatte sich zunächst
nicht abgezeichnet, erste Umfrageergebnisse deuteten auf eine hohe Unterstützung
hin. In der zweiten Umfrage zeigte sich noch eine Mehrheit für die Vorlage von 59%,
welche jedoch in der dritten Welle zehn Tage vor der Abstimmung auf deutlich unter
50% sank (41%). Der Meinungsumschwung wurde damit begründet, dass die Nein-Seite
die Schwachstelle der Argumentation aus Bevölkerungssicht getroffen habe. Die
Initiative gehe zu weit und komme zum falschen Zeitpunkt, so die Pressekommentare.
Der Vox-Analyse kann entnommen werden, dass die im Abstimmungskampf zentralen
Gesundheitsargumente nicht sehr ausgeprägt aufgenommen worden waren. Von den
befragten Personen, darunter vorwiegend von den Nichtrauchern, wurde vor allem eine
klarere Regelung des Rauchverbots genannt. Der zweite wichtige Faktor der Initiative,
der Harmonisierungsbedarf bei den Vorschriften zum Passivrauchen auf nationaler
Ebene, welcher laut Vox im Abstimmungskampf sehr präsent war, wurde von 27% der
Befragten genannt. Dieses Argument wurde vor allem von den Rauchern angeführt.
Wichtiger Einflussfaktor auf den Stimmentscheid war, ob eine Person Raucher oder
Nichtraucher war. Als wichtigstes und polarisierendstes Argument zeichnete sich die
Meinung ab, dass der Schutz der Angestellten bis anhin unzureichend gewesen sei. 

Abstimmung vom 23. September 2012

Beteiligung: 42.8%
Ja: 741'205 (34.0%) / Stände: 1
Nein: 1'437'985 (66.0%) / Stände: 19 6/2

Parolen:
– Ja: SP (1*), GPS (2*), EVP; SGB, TravS.
– Nein: FDP, SVP, CVP (2*), GLP (1*), BDP; eco., SGV, SBV.
– Stimmfreigabe: CSP.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 16

1) AB NR, 2002, S. 1395 und 1689.
2) Presse vom 11.3. und 9.9.06 
3) 24h, 22.2.05; SoZ, 24.2.05; BZ, 22.6.05; Presse vom 30.6.; Blick, 19.7.05; NZZ, 8.8.05; Presse vom 13.10. und 6.12.05; NZZ,
19.12.05.
4) Presse vom 13.3.06. ; Presse vom 27.11.06.
5) BüZ, 16.7. und 26.11.07 (GR); NZZ und SGT, 26.11.07 (AR).
6) Presse vom 25.2. und 26.2.08.
7) Presse vom 29.9. und 30.9.08.
8) Presse vom 1.12.08.
9) TA, 30.4.05; NZZ, 31.8.05 
10) BBl, 2007, S. 6185 ff. und 6207 ff. (BR); AB NR, 2007, S. 1665 ff.
11) AB NR, 2008, S. 1471 f. und 1572 f.; AB SR, 2008, S. 808 f. und 827.; AB NR, 2008, S. 873 ff. und 1169 ff.; AB SR, 2008, S. 593
ff. und 774 ff.; AB SR, 2008, S. 24 ff.
12) NZZ, 28.9. und 29.10.09. BL: BaZ, 18.5.09. SG: SGT, 28.9.09. UR: NLZ, 18.5.09. GE: TG, 28.9.09 
13) NZZ, 29.4.10; TA, 30.4.10.
14) BaZ, 18.5.10.
15) FF, 2011, p. 2623 ss. ; BO CN, 2011, p. 2235 ss.
16) AB SR, 2012, S. 158 ff.; AB NR, 2012, S. 554; AB SR, 2012, S. 270; BBl, 2012, S. 3439 f.; Lit. Sciarini et al., AZ, 31.8.12
(Inserate), NLZ, 1.9.12, NZZ, 13.9.12 (Umfragen).
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